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16.02.2023
Bekanntmachung

Planfeststellungsverfahren fiir die ,,Deichverstiarkung Friedrichskoog-Spitze“
einschlieBlich Umweltvertraglichkeitspriifung

hier: Internetveroffentlichung und 6ffentliche Auslegung der Planunterlagen

I. Planinhalt
Das Land Schleswig-Holstein, vertreten durch den Landesbetrieb flir Kiistenschutz,
Nationalpark und Meeresschutz (LKN.SH), hat fir das zuvor benannte Vorhaben bei der
zustandigen Planfeststellungsbehérde, dem Ministerium flr Energiewende, Klimaschutz,
Umwelt und Natur des Landes Schleswig-Holstein(MEKUN), die Durchfihrung eines
Planfeststellungsverfahrens beantragt. Die Planfeststellungsbehdrde stellt den Plan fest
(Planfeststellungsbeschluss). Die Durchfihrung des Verfahrens erfolgt gemal § 68 Abs. 1 des
Gesetzes Uber die Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) in Verbindung mit § 63 Abs. 1
Landeswassergesetz Schleswig-Holstein (LWG) nach den verfahrensrechtlichen Vorgaben der
§§ 139 ff. des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes fir das Land Schleswig-Holstein (LVwG) und
nach MalRgabe des LWG.

Zweck der Planfeststellung ist es, alle durch das Vorhaben berthrten offentlich-rechtlichen
Beziehungen zwischen dem Vorhabentrager und den Behdrden sowie den durch den Plan
Betroffenen rechtsgestaltend zu regeln.

Wesentliche Inhalte des Plans ist die Verstarkung des Landesschutzdeiches in den Ortsteilen
Friedrichskoog Edendorf und Friedrichskoog-Spitze auf einer Lange von rund 2,0 km, damit die
Schutzfunktion des Deiches dauerhaft sichergestellt werden kann.

Wesentliche Inhalte des Plans sind:

e \Verstarkung des Landesschutzdeiches im Bereich von Friedrichskoog-
Edendorf und Friedrichskoog-Spitze bis zum Trischendamm auf einer Lange
von ca. 2 km (Verstarkung innerhalb der Basis mit Profilanpassung)

e Erhdhung des Landesschutzdeiches um im Mittel 30 cm auf Gberwiegend
+8,90 mNHN

e Verstarkung des Deiches: Erhdhung des Bestands-Schuttsteindeckwerks
(verklammert), Bau einer befestigten Welleniberschlagssicherung, Deichkern
aus Fullboden, Abdeckschichten aus Klei mit Begriinung

e Einbau einer Deichrampe, einer Deckwerksrampe und einer
DeichfuRentwasserung (binnendeichs)

e Temporare Herstellung einer Baustelleneinrichtungsflache auf Ackerflachen
Hoéhe Bauanfang (Kistenkilometer 198+924), Wiederherstellung der
Baustelleneinrichtungsflache fur die landwirtschaftliche Nutzung

¢ Flllbodenentnahme aus dem Spiilfeld Friedrichskoog Hafen, ca. 85.000 m?
mit anschlieRender Rekultivierung

¢ Kleientnahme in den Mihlenstra3en, Brunsbdttel, ca. 130.000 m? Klei, mit
anschlielender naturnaher Rekultivierung (Nachnutzungskonzept)

¢ Ausgleich fir Beeintrachtigung gesetzlich geschitzter Biotope durch
Okologische Aufwertung der Abbaugewasser



Ausgleich fur die naturschutzrechtlichen Eingriffe durch dkologische
Aufwertung der Abbaugewasser und umgebende Flachen und Uber ein
Okokonto (Flache in der Gemeinde Pellworm).

Vorgezogene AusgleichsmalRnahme (CEF-Malinahme) flr den temporaren
Verlust von Brutrevieren der Brandgans Spuilfeld Friedrichskoog-Hafen
Schutz von Brutkolonien im Nahbereich der Deichbaustelle und der
auflendeichs gelegenen Transportrouten

Vergramung von Brutvogeln in beeintrachtigten Bereichen

Begrenzung des durch den Baustellenverkehr beeintrachtigten Bereichs
sowie weitere aus den Planunterlagen ersichtliche MaRnahmen.

Wegen der Einzelheiten des vorgenannten Vorhabens wird auf die Planunterlagen verwiesen.

Fir das Vorhaben ist auf Antrag des Vorhabentragers gemal §§ 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 2; 3 Abs. 1
des Landesgesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung in der aktuell geltenden Fassung,
im Folgenden LUVPG, in Verbindung mit §§ 9 Abs. 3 S. 1 Nr. 2: 7 Abs. 3 S. 1 des Gesetzes
uber die Umweltvertraglichkeit in der aktuell geltenden Fassung, im Folgenden UVPG, eine
Umweltvertraglichkeitsprifung durchgefihrt worden.

Die Planunterlagen enthalten einen Bericht des Vorhabentragers zu den voraussichtlichen
Umweltauswirkungen des Vorhabens sowie die das Vorhaben betreffenden
entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen gemal § 19 Abs. 2 S. 1 UVPG. Dies
sind insbesondere die folgenden Unterlagen:

Technischer Erlauterungsbericht

Ubersichtskarten, Ubersichtslageplan, Héhenplan, Querprofile, Plane zur
Fullbodenentnahme, Plane zur Kleienthahme, Baustelleneinrichtungsplan,
Wegefihrungsplan, Plane Variantenvergleich, Plan der Anlagen der Gemeinde
(nachrichtlich)

Ergebnis der Bodenuntersuchungen

Ergebnis der Schadstoffuntersuchungen

Geotechnischer Bericht: Baugrundbeurteilung

Geotechnischer Bericht zur Eignung von Sedimenten des Spiilfeldes
Geotechnischer Bericht zur Bewertung der Abdeckschicht
Geotechnischer Bericht zur Untersuchung des Abdeckbodens
Inanspruchnahme nicht landeseigener Flachen

Allgemein verstandliche nichttechnische Zusammenfassung des UVP-Berichts
UVP-Bericht und Landschaftspflegerischer Begleitplan

Natura 2000-Vertraglichkeitsprifung Deichverstarkung

Natura 2000-Vertraglichkeitsprifung Kleiabbau Mihlenstralten
Artenschutzbericht

Faunistische Bestandserfassungen an Brutvégeln und Amphibien
Fachbeitrag EG-Wasserrahmenrichtlinie

Vertraglichkeitsprifung EG-Meeresstrategierahmenrichtlinie
Gestaltungsplan Kleiabbau

Bestandsplane — Schutzgiter

Konfliktplane

Maflnahmenplane



Il. Zustandigkeiten
Das Ministerium flir Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur (MEKUN) ist als oberste
Kustenschutzbehdrde gemal § 4 Abs. 1, Satz 1 der Landesverordnung Uber die Zustandigkeit
der Wasser- und Kiistenschutzbehdrden (WaKiVO) die zustandige Planfeststellungsbehodrde.
Der LKN.SH ist als untere Kistenschutzbehérde gemal § 4 Abs. 1 Satz 2 WaKuVvO die
zustandige Anhorungsbehdrde fiir das Planfeststellungsverfahren.

lll. Einsichtnahme
Gemal § 86 a LVwWG stellt die Anhérungsbehérde den Inhalt der Bekanntmachung und die
Planunterlagen (Plane und Erlduterungen) zu diesem Vorhaben einschlieRlich der unter I.
aufgefuhrten Unterlagen Uber die Umweltauswirkungen des Vorhabens gemaf § 19 Abs. 2 S. 1
UVPG auf der Internetseite BOB SH des Landes Schleswig-Holstein in der Zeit

vom 29.03.2023 (Mittwoch) bis einschlieBlich 28.04.2023 (Freitag)
unter dem folgenden Link:
https://planfeststellung.bob-sh.de/
zur allgemeinen Einsichtnahme fiir die Offentlichkeit bereit.

Zusatzlich zur Veroffentlichung im Internet kénnen die Planunterlagen in dem zuvor genannten
Zeitraum in den nachfolgend aufgeflihrten Auslegungsstellen eingesehen werden (§ 140 (3)
LVwWG).

Auslegungsstellen:
a)

Amt Marne-Nordsee

Rathaus - Zimmer 1-23 -

Alter Kirchhof 4/5

25709 Marne

Montag - Freitag von 08:00 bis 12:00 Uhr
Zusatzlich Donnerstag von 14:00 bis 18:00 Uhr
Oder nach telefonischer Vereinbarung unter 04851-959648

b)

Stadt Brunsbiittel
Fachbereich 3 — Zimmer 116 -
Albert-Schweitzer-StraRe 9
25541 Brunsbiittel

Montag — Freitag von 08:30 bis 12:00 Uhr
Zusatzlich Montag von 14:00 bis 16:30 Uhr
Zusatzlich Dienstag von 14:00 bis 18:00 Uhr

Oder nach telefonischer Vereinbarung unter: 04852-391252

c)

LKN.SH

- Anhoérungsbehorde —

Raum 012a

Herzog-Adolf-StraBe 1

25813 Husum

Montag — Freitag von 09:00 bis 12:00 Uhr
Zusatzlich Dienstag und Donnerstag von 13:00 bis 16:00 Uhr
Nur nach vorheriger telefonischer Anmeldung: 04841-6670


https://planfeststellung.bob-sh.de/

IV. Einwendungen
Personen, deren Belange durch das Vorhaben berlhrt werden, kénnen bis einen Monat nach
Ablauf der zuvor genannten Auslegungsfrist, also mit Ablauf des

30.05.2023 (Dienstag)

schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen, Stellungnahmen und AuRerungen gegen den
Plan bei einer der vorgenannten Auslegungsstellen und bei der Anhdrungsbehdrde:

LKN.SH, Anhdrungsbehdrde, Herzog-Adolf-Stralze 1, 25813 Husum, erheben (§ 21 Abs. 1 und
2 UVPG).

Die vorgenannte Frist ist eine gesetzliche Frist und kann vorliegend nicht verlangert werden.
MafRgeblich fur die Einhaltung der Frist ist das Datum des Eingangs bei der oben genannten
Anhorungsbehoérde oder den Auslegungsstellen. Der Eingang von Einwendungen,
Stellungnahmen und AulRerungen wird nicht bestatigt.

Einwendungen gegen das Vorhaben mussen den geltend gemachten Belang und das Mal}
seiner Beeintrachtigungen erkennen lassen. Einwendungsschreiben missen zudem den Vor-
und Zunamen, die volle Anschrift und die eigenhandige Unterschrift enthalten.

Sofern eine Einwendung zur Niederschrift erhoben wird, sind die Offnungszeiten und
Terminabsprachen des jeweiligen Dienstgebaudes zu beachten.

Die Erhebung von Einwendungen in elektronischer Form ist als absenderbestatigte
DeMail an die Adresse des Amtes Marne-Nordsee innerhalb der vorgenannten Frist unter
info@amt-marne-nordsee.de-mail.de maéglich.

Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind,
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen eine Zulassungsentscheidung des
beantragten Vorhabens einzulegen, kdnnen innerhalb der vorgenannten Frist Stellungnahmen
zum Plan abgeben (§ 140 Abs. 4 S. 6 LVwG). Mit Ablauf der vorgenannten Frist sind auch
diese Stellungnahmen ausgeschlossen (§ 140 Abs. 4 S. 3 und 7 LVWG).

Daneben ist die Erhebung einer Einwendung und die Abgabe einer Stellungnahme fiir die o.g.
Vereinigungen uber den Basisdienst BOB-SH mdglich, welchen Sie auch

Uber die o.g. Internetseite erreichen. Eine Online-Einwendung tGber BOB-SH setzt als Ersatz
der Schriftform eine dortige Registrierung mit besonderer Authentifizierung (Servicekonto Plus)
voraus.

Per E-Mail erhobene Einwendungen sind nicht rechtswirksam und bleiben daher
unberucksichtigt.

Bei Sammeleinwendungen (Unterschriftenlisten, vervielfaltigter oder gleichlautender Text) wird
darum gebeten eine gemeinsame Vertreterin/ einen gemeinsamen Vertreter zu benennen. Bei
Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet oder in
Form vervielfaltigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichféormige Eingaben, § 80 a
Abs. 1 S. 1 LVwWG), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner/ eine
Unterzeichnerin mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter/in der tbrigen Unterzeichner/
innen zu bezeichnen. Andernfalls kénnen die Einwendungen unbericksichtigt bleiben (§ 80 a
Abs. 2 S. 1 LVwWG).

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 21 Abs. 4 S. 1 UVPGi.V.m. § 140 Abs. 4 S. 3
LVwWG).


mailto:info@amt-marne-nordsee.de-mail.de

Die betroffene Offentlichkeit kann sich im Rahmen der Beteiligung zu den Umweltauswirkungen
des Vorhabens duBern (18 Abs. 1 S. 2 UVPG). AuBerungen miissen den geltend gemachten
Belang und das MalR der Beeintrachtigung erkennen lassen. Mit Ablauf der AuRerungsfrist sind
fur das Verfahren Uber die Zulassigkeit des Vorhabens alle AuBerungen, die nicht auf
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen (§ 21 Abs. 4 S. 1 UVPG).

Der Einwendungsausschluss bei Einwendungen, Stellungnahmen und AuBerungen beschrénkt
sich jeweils nur auf dieses Verwaltungsverfahren (§ 7 Abs. 4i.V.m. § 1 Abs. 1S. 1 Nr. 1a,§ 7
Abs. 6 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG)).

Rechtzeitig erhobene Einwendungen, rechtzeitig abgegebene Stellungnahmen von
Vereinigungen sowie die Stellungnahmen der Behérden zu dem Plan sind mit dem Trager des
Vorhabens, den Behdrden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder
Stellungnahmen abgegeben haben, zu erértern (§ 140 Abs. 6 S. 1 LVWG).

Der Erdrterungstermin wird mindestens eine Woche vorher oértlich bekannt gemacht (§ 140 Abs.
6 S. 2 LVwWG).

Der Erorterungstermin ist nicht 6ffentlich.

Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben oder AufRerungen abgegeben haben,
werden von dem Erorterungstermin gesondert benachrichtigt. Dies gilt auch fir die anerkannten
Vereinigungen, wenn sie fristgerecht Stellung genommen haben. Bei gleichférmigen
Einwendungen wird die Vertreterin oder der Vertreter benachrichtigt.

Die Benachrichtigung von dem Erérterungstermin kann durch amtliche Bekanntmachung im
Amtsblatt fir Schleswig-Holstein und aul’erdem in 6rtlichen Tageszeitungen, die in dem
Bereich verbreitet sind, in dem sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, ersetzt
werden, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen sind. Mafigebend flr die Frist
nach § 140 Abs. 6 S. 2 LVwG ist die Bekanntgabe im amtlichen Bekanntmachungsblatt.

Die Vertretung durch einen Bevollmachtigten ist mdglich. Die Bevollmachtigung ist durch eine
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhérungsbehoérde zu geben ist.

Die Teilnahme an dem Erdrterungstermin ist jeder Person, deren Belange von dem Vorhaben
berthrt werden oder, die durch das Vorhaben in ihren Rechten betroffen wird, freigestellt.
Neben den Einwendern sind ebenfalls die Betroffenen zur Teilnahme an dem
Erorterungstermin berechtigt.

Bei Ausbleiben von Beteiligten im Erdrterungstermin kann auch ohne sie verhandelt werden. In
diesem Fall gelten die Einwendungen als aufrechterhalten. Das Anhdrungsverfahren ist mit
Abschluss des Erdrterungstermins beendet.

V. Planfeststellungsbeschluss
Durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und
Stellungnahmen, die Teilnahme am Erdrterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende
Kosten werden nicht erstattet.

Entschadigungsanspriiche, soweit Gber sie nicht im Planfeststellungsverfahren dem
Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erérterungstermin, sondern in einem
gesonderten Entschadigungsverfahren behandelt.

Uber die Zulassigkeit des Vorhabens sowie Einwendungen und abgegebenen Stellungnahmen
wird nach Abschluss des Anhérungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehérde
entschieden. Die Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses an die Einwenderinnen und
Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch amtliche
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen sind.



VI. Umweltvertraglichkeit
Da das Verfahren UVP-pflichtig ist, wird zusatzlich darauf hingewiesen,

» dass die fUr das Planfeststellungsverfahren einschlieRRlich Umweltvertraglichkeitsprifung
zustandige Behorde und die fir die Entscheidung tber die Zulassigkeit des Vorhabens
zustandige Behorde die Planfeststellungsbehoérde, das MEKUN ist,

» dass uber die Zulassigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden
wird,

« dass die verdffentlichten Planunterlagen die nach § 19 Abs. 2 S. 2 UVPG notwendigen
Angaben enthalten.

» dass die Anhérung zu den ausgelegten Planunterlagen insoweit auch die Beteiligung der
Offentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens nach §§ 18,19 UVPG darstellt.

VII. Datenschutz
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Artikel 6 Abs. 1 S. 1
lit. e der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und §§ 3 ff. des Landesdatenschutzgesetzes
(LDSG) in Verbindung mit § 83 LWG, §§ 140 Abs. 4 S. 4 LVwG, 83 Abs. 1 LVWG, § 21 UVPG
und dem Landesdatenschutzgesetz.

Hinsichtlich der Informationspflichten bezlglich personenbezogener Daten gemalR Art. 12 bis
14 DSGVO wird auf das Formblatt ,Informationen gemaf Art. 13 DSGVO Uber die
Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen von Planfeststellungsverfahren nach dem
Wassergesetz des Landes Schleswig-Holstein® verwiesen. Dieses Formblatt finden Sie auf der
Internetseite des LKN.SH unter dem Link:

https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-
behoerden/LKN/Service/Planfeststellung/planfeststellung node.html

Husum, den 16.02.2023
Landesbetrieb flr Kistenschutz, Nationalpark und Meeresschutz
Schleswig-Holstein
- Anhdérungsbehdrde -

K. Lorenzen


https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/LKN/Service/Planfeststellung/planfeststellung_node.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/LKN/Service/Planfeststellung/planfeststellung_node.html

	I. Planinhalt 
	II. Zuständigkeiten 
	III. Einsichtnahme 
	IV. Einwendungen 
	V. Planfeststellungsbeschluss 
	VI. Umweltverträglichkeit 
	VII. Datenschutz 

